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BVerfG: Berücksichtigung der Elternzeit beim Elterngeld

Das Elterngeld wird nach dem in den letzten 12 Monaten vor der Geburt des Kindes erzielten Einkommen berechnet. Bei der Bestimmung der maßgeblichen zwölf Kalendermonate bleiben die Zeiten des Bezugs von Elterngeld für ein älteres Kind oder Mutterschaftsgeld unberücksichtigt. Einbezogen werden dagegen Monate, in denen der Anspruch stellende Elternteil Elternzeit ohne den Bezug von Elterngeld wahrgenommen hat. Dagegen hat sich eine Mutter von vier Kindern, die im Zeitraum von 1999 bis 2007 geboren wurden, mit einer Verfassungsbeschwerde gewehrt. Sie blieb jedoch erfolglos. Denn Ziel des Elterngeldes ist es, zu einer partnerschaftlichen Verteilung der Erziehungsaufgaben beizutragen. Eine Regelung, wonach die Elternzeiten bei der Einkommensberechnung unberücksichtigt blieben und an davor erzieltes Einkommen anzuknüpfen wäre, könnte dagegen einen durch Art. 3 Abs. 2 GG nicht gebotenen Anreiz für das langfristige Ausscheiden eines Elternteils aus dem Berufsleben schaffen. Dass der Gesetzgeber, der längerfristige familienbedingte Auszeiten durch die Elternzeit ermöglicht, diese nicht auch finanziell über die Berechnung des Elterngeldes fördert, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 

Az 1 BvR 2712/09, Beschluss vom 6.6.2011, BVerfG-Pressemitteilung
BGH: Nachträgliche Begrenzung des Altersunterhalts

Der vor langer Zeit zwischen den geschiedenen Ehegatten vereinbarte Unterhaltsanspruch kann auch nach Erreichen des Rentenalters noch begrenzt oder zeitlich befristet werden. Eine technische Assistentin, die mit einem Chefarzt verheiratet war, bekam 1983 ein nicht vom Ehemann stammendes Kind. Nach der Geburt war die Ehefrau nicht mehr berufstätig, sondern kümmerte sich um die Erziehung ihres Kindes. Die Ehe wurde geschieden, als das Kind zwei Jahre alt war. Im Rahmen des Versorgungsausgleichs wurden der Frau teilweise Rentenansprüche des Ehemannes übertragen. Sie erhielt auch einen Zugewinnausgleich. Der Mann zahlte ihr 20 Jahre lang einen Unterhalt von etwa 1700 Euro monatlich. Als die Frau 2006 das Rentenalter erreichte, beantragte der Mann, die Zahlungen herabzusetzen und zu befristen und hatte damit beim BGH Erfolg. Hat der Unterhaltsberechtigte das Rentenalter erreicht, komme es darauf an, ob die tatsächlich erzielten Alterseinkünfte hinter denjenigen zurückbleiben, die er ohne die ehebedingte Einschränkung seiner Berufstätigkeit an Alterseinkommen hätte erwerben können. Im vorliegenden Fall seien die während der Ehe entstandenen Nachteile vollständig durch den Versorgungsausgleich ausgeglichen. Die nach der Ehe erlittenen weiteren Einbußen seien unabhängig von der Ehe eingetreten, da diese auf der Geburt und Betreuung eines außerehelichen Kindes beruhten. Bei hinweggedachter Ehe stünde der Ehefrau daher kein höheres als das tatsächlich vorhandene Alterseinkommen zur Verfügung. Der angemessene Lebensbedarf sei somit vollständig durch die vorhandenen Alterseinkünfte gedeckt, so dass der noch zu zahlende Unterhalt bis auf Null herabgesetzt werden könne. 

Eine Anpassung der Unterhaltsregelung an die neue Rechtslage sei nach § 36 Nr. 1 EGZPO zumutbar, wenn kein schützenswertes Vertrauen des Unterhaltsberechtigten entgegenstehe. 

Az XII ZR 157/09, Urteil vom 29.6.2011, BGH-Pressemitteilung vom 30.6.2011

BGH: Haushaltsgegenstände im Alleineigentum eines Ehegatten 

Haushaltsgegenstände, die im Alleineigentum eines Ehegatten stehen, können im Haushaltsverfahren nicht (mehr) dem anderen Ehegatten zugewiesen werden und unterliegen dem Zugewinnausgleich (im Anschluss an Senatsurteil vom 17. November 2010 - XII ZR 170/09 - FamRZ 2011, 183). 

Sie unterfallen auch dann dem Zugewinnausgleich, wenn die Hausratsverteilung noch nach der bis zum 31. August 2009 geltenden HausratsVO durchgeführt wurde, sofern nicht ausnahmsweise eine anderweitige Zuweisung im Hausratsverfahren vorgenommen wurde (im Anschluss an BGHZ 89, 137 = FamRZ 1984, 144 und Senatsurteile BGHZ 113, 325 = FamRZ 1991, 1166 sowie vom 24. Oktober 1990 - XII ZR 101/89 - FamRZ 1991, 43). 

Az XII ZR 33/09, Urteil vom 11.05.2011 

OLG Jena: Versorgungsausgleich – Festsetzung eines Verfahrenswertes

Die Eheleute wurden nach nur knapp zweieinhalbjähriger Ehe 2003 geschieden und das Verfahren über den Versorgungsausgleich abgetrennt. Das Amtsgericht setzte den Versorgungsausgleich aus. Erst im März 2010 nahm das Gericht das abgetrennte Verfahren gemäß § 50 VAStrRefG nach neuem Recht wieder auf. Nach § 48 Abs. 2 VersAusglG gilt für „ausgesetzte" Versorgungsausgleichsverfahren unabhängig davon, ob die Aussetzung vor oder nach dem 1. September 2009 erfolgt ist, nicht nur neues materielles Recht, sondern auch neues Verfahrensrecht. Wegen der Kürze der Ehezeit hat das Amtsgericht festgestellt, dass ein Versorgungsausgleich nicht stattfindet. Deswegen war es auch der Auffassung, dass ein Verfahrenswert für die Folgesache Versorgungsausgleich nicht festzusetzen sei. Dagegen richtete sich die Beschwerde des Antragsgegners. Die Beschwerde war begründet und führte zur Verfahrenswertfestsetzung durch das OLG.

Az 1 WF 215/11, Urteil vom 24.5.2011, (bitte das Aktenzeichen in die Suchmaske eingeben, keine Direktverlinkung möglich)

OLG Celle: Nutzungsüberlassung einer Immobilie

Ein Ehegatte hat seine Immobilie, die ihm allein gehört, für die Dauer des Getrenntlebens dem anderen Ehegatten nach § 1361b Abs. 1 BGB zur bloßen Nutzung überlassen. Wenn die Immobilie verkauft wird, hat der in der Wohnung gebliebene Ehegatte gegenüber den Erwerbern der Immobilie kein durchsetzbares Recht zum Besitz. Es sei denn, es wurde ausdrücklich zusätzlich zur Nutzungsüberlassung ein (zeitlich befristetes) Mietverhältnis begründet.

Az 10 WF 133/11, Beschluss vom 2.5.2011

OLG Stuttgart: Beiordnung eines Rechtsanwalts in Abstammungsverfahren

In Abstammungsverfahren ist die Beiordnung eines Rechtsanwalts nach § 78 Abs. 2 FamFG nicht allein deshalb erforderlich, weil das Verfahren existentielle Bedeutung hat.

Auch die Besonderheiten des Abstammungsverfahrens gegenüber sonstigen Zivilprozess- und Familienverfahren erfordern für sich genommen nicht die Beiordnung eines Rechtsanwalts. Über die Erforderlichkeit der Beiordnung eines Anwalts ist vielmehr nach Abwägung der besonderen Umstände des Einzelfalls zu entscheiden.

In Verfahren, in denen die Beteiligten keine entgegengesetzten Interessen verfolgen, liegt es nahe, dass die Beiordnung eines Rechtsanwalts nicht erforderlich ist.

Az. 15 WF 65/11, Beschluss vom 8.4.2011 

OLG Saarbrücken: Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge

Die bulgarische Mutter und der deutschen Vater trennten sich kurz nach der Geburt ihrer Tochter 2005, die Scheidung beantragten sie 2008. Das Kind lebte bei der Mutter, sie hatte auch das Aufenthaltsbestimmungsrecht. Das Familiengericht hat die gemeinsame elterliche Sorge der Eltern aufgehoben und der Mutter – über das ihr bereits zustehende Aufenthaltsbestimmungsrecht hinausgehend – nach § 1671 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 BGB die Alleinsorge für die Tochter übertragen. Bei der Auflösung der gemeinsamen Sorge zählt allein das Kindeswohl. (BVerfG FF 2009, 416; vgl. auch BGH FamRZ 2005, 1167). Dem dient § 1671 Abs. 2 Nr. 2 BGB, der bestimmt, dass einem Elternteil auf Antrag die elterliche Sorge allein zu übertragen ist, wenn zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge und die Übertragung auf den antragstellenden Elternteil dem Wohl des Kindes am besten entspricht (vgl. BVerfG FF 2009, 416; BGH FamRZ 2010, 1060 m. Anm. Völker). Bei der Anwendung dieser Vorschrift haben die Richter eine Entscheidung zu treffen, die sowohl die beiderseitigen Grundrechtspositionen der Eltern als auch das Wohl des Kindes und dessen Individualität als Grundrechtsträger berücksichtigt. Der Vater hat gegen die Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge Beschwerde eingelegt. Die blieb jedoch ohne Erfolg. Denn der Vater bringt der Mutter nicht einmal in Grundzügen Vertrauen entgegen, sondern würdigt sie ständig und massiv herab. Das Einvernehmen der Eltern in den Grundlinien der Erziehung fehlt hier vollständig. Das ist aber notwendig für die Ausübung der gemeinsamen elterlichen Sorge. 

Az 6 UF 6/11, Beschluss vom 1.4.2011

OLG Oldenburg:  Anerkenntnis im Unterhalts-Abänderungsverfahren 

Wenn ein Unterhaltsgläubiger sich mit der - vorübergehenden - Herabsetzung des titulierten Betrages einverstanden erklärt, gibt dies noch keinen Anlass zur Einleitung eines Abänderungsverfahrens. Besteht der Unterhaltsschuldner dennoch auf einer Änderung des Titels, muss er den Gläubiger vor der Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe auffordern, an einer Anpassung des Titels mitzuwirken. Andernfalls sind ihm bei einem sofortigen Anerkenntnis die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Az 14 UF 213/10, Beschluss vom 15.2.2011

OLG Hamm: Umgangsrecht der Mutter mit ihrem Kind in der Pflegefamilie

Das Kind wurde kurz nach der Geburt vom Jugendamt in Obhut genommen, weil die Mutter drogenabhängig war. Es befindet sich seit dem Alter von drei Monaten in einer Pflegefamilie. Jetzt ist es vier Jahre alt. Der Mutter wird ein Umgangsrecht eingeräumt, und zwar für jeweils 1 bis 1 ½ Stunden an 6 Terminen im Jahr. Diese sollen jeweils im Abstand von rund 2 Monaten in Begleitung einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters des Jugendamtes oder einer von diesem beauftragten Person stattfinden – wobei die genaue Ausgestaltung und der jeweilige konkrete Termin der Bestimmung des Jugendamtes vorbehalten bleibt. 

Az II-8 UF 133/10, Beschluss vom 17.1.2011

OLG Brandenburg: Verwirkung des Unterhaltsanspruchs 

Das Recht auf Zahlung von Unterhalt ist verwirkt, wenn der Unterhaltsgläubiger nach Geltendmachung des Unterhalts ohne eine erneute Zahlungsaufforderung eine längere Zeit verstreichen lässt. Die Zahlung von nachehelichem Unterhalt ist grob unbillig, wenn die Unterhaltsschuldnerin ein außereheliches Verhältnis mit einem anderen Mann unterhalten hat, das zur Geburt eines Kindes geführt hat. Außerdem hat sie sich mit diesem Mann und ihren Kindern unter ihrem Ehenamen in der Zeitung als glückliche Familie ablichten lassen. Durch die Nennung des Namens ist für alle Bekannten des Antragsgegners ein äußerst beleidigender und belastender Anschein erweckt worden, der die häuslichen Verhältnisse der damals noch verheirateten Beteiligten in ein krasses Licht rückte. Die Antragstellerin kann sich nicht darauf berufen, hierfür nicht verantwortlich gewesen zu sein. Ohne ihre Mitwirkung wäre weder das Foto noch der Artikel erschienen. Im Übrigen hat sie jegliche Umgangskontakte des Ehemanns mit den ehelichen Kindern böswillig vereitelt. 

Az 9 WF 383/09, Beschluss vom 12.1.2011 

Zeitschrift Forum Familienrecht

Das Doppelheft Nr. 7/8  erscheint im August mit einem Editorial von RAin Eva Becker, Berlin: „Wer weiß, was es sei? – Die Gedanken sind frei“.  Aufsätze u. a. von RA Klaus Schnitzler, „Die verfestigte Lebensgemeinschaft i.S.d. § 1579 Nr. 2 BGB“, von Dr. Regina Bömelburg, Ri OLG Köln, „Die einstweilige Anordnung in Unterhaltssachen i.S.d. § 231 Abs. 1 FamFG“ und von Gerd Weinreich, VRiOLG Oldenburg, „Vermögensausgleich ohne Ehe“ (s.a. Vortrag auf der Herbsttagung 2010). 

Termine 

Sommer Intensiv in Saas Fee vom 28. August bis 3. September 2011

Der erste Teil des Seminars wird sich mit dem neuen Versorgungsausgleichsrecht befassen, das am 1.9.2009 in Kraft trat. Unsere Referenten sind ausgewiesene Experten und führen seit vielen Jahren an den Bedürfnissen der Praxis orientierte Seminare zum Versorgungsausgleich durch: Klaus Weil, Rechtsanwalt, Marburg, Fachanwalt für Familienrecht und Arndt Voucko-Glockner, Dipl.-Vw., Rentenberater für den Versorgungsausgleich, Karlsruhe.

Im zweiten Teil des Seminars wird Dr. Meo-Micaela Hahne, Vorsitzende des 12. Zivilsenats am Bundesgerichtshof, aus der aktuellen Rechtsprechung des Senats referieren, vor allem über das Unterhaltsrecht. Schwerpunkte u.a.: Befristung des nachehelichen Unterhalts, Betreuungsunterhaltsanspruch der geschiedenen Frau, Unterhaltsanspruch der nicht verheirateten Mutter, Fragen des Gesamtschuldnerausgleichs zwischen Ehegatten bei Eingehung gemeinsamer Schulden, Behandlung des Wohnvorteils nach Trennung, Bewertung von freiberuflichen Praxen im Zugewinnausgleich u.v.a.m.; Informationen und Programm finden Sie hier.

Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 24. bis 26. November 2011 in Darmstadt statt; unter der Überschrift „Risiken und Nebenwirkungen“ befasst sich die Tagung mit den Folgen der Reformen im Familienrecht. Diesmal ist der Tagung ein Symposium über das italienische Familienrecht vorangestellt. Das Programm ist bereits auf unserer Internetseite veröffentlicht. Dort können Sie auch die Nachlesen der vergangenen Jahre ansehen, zum Beispiel vom vergangenen Jahr in Hannover.

Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 5.10.2011 in Frankfurt am Main fortgesetzt (Information und Anmeldung). Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
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